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Allgemeine Geschäftsbedingungen für Anzeigen in Zeitschriften
1. „Anzeigenauftrag“ im Sinne der nachfolgenden Allgemeinen
Geschäftsbedingungen ist der Vertrag über die Veröffentlichung
einer oder mehrerer Anzeigen eines Werbungstreibenden oder
sonstigen Inserenten in einer Druckschrift zum Zwecke der Ver-
breitung.
2. Anzeigen sind im Zweifel zur Veröffentlichung innerhalb eines
Jahres nach Vertragsabschluss abzurufen. Ist im Rahmen eines
Abschlusses das Recht zum Abruf einzelner Anzeigen eingeräumt,
so ist der Auftrag innerhalb eines Jahres seit Erscheinen der
ersten Anzeigen abzuwickeln, sofern die erste Anzeige innerhalb
der in Satz 1 genannten Frist abgerufen und veröffentlicht wird.
3. Bei Abschlüssen ist der Auftraggeber berechtigt, innerhalb der
vereinbarten bzw. der in Ziffer 2 genannten Frist auch über die im
Auftrag genannte Anzeigenmenge hinaus weitere Anzeigen abzu-
rufen.
4. Wird ein Auftrag aus Umständen nicht erfüllt, die der Verlag
nicht zu vertreten hat, so hat der Auftraggeber, unbeschadet et-
waiger weiterer Rechtspflichten, den Unterschied zwischen dem
gewährten und dem der tatsächlichen Abnahme entsprechenden
Nachlass dem Verlag zu erstatten. Die Erstattung entfällt, wenn
die Nichterfüllung auf höherer Gewalt im Risikobereich des Verla-
ges beruht.
5 . Bei der Errechnung der Abnahmemengen werden Text-Millime-
terzeilen dem Preis entsprechend in Anzeigen-Millimeter umge-
rechnet.
6. Aufträge für Anzeigen und Fremdbeilagen, die erklärtermaßen
ausschließlich in bestimmten Nummern, bestimmten Ausgaben
oder an bestimmten Plätzen der Druckschrift veröffentlicht werden
sollen, müssen so rechtzeitig beim Verlag eingehen, dass dem
Auftraggeber noch vor Anzeigenschluss mitgeteilt werden kann,
wenn der Auftrag auf diese Weise nicht auszuführen ist. Rubri-
zierte Anzeigen werden in der jeweiligen Rubrik abgedruckt, ohne
dass dies der ausdrücklichen Vereinbarung bedarf.
7. Anzeigen, die aufgrund ihrer redaktionellen Gestaltung nicht
als Anzeigen erkennbar sind, werden als solche vom Verlag mit
dem Wort „Anzeige“ deutlich kenntlich gemacht.
8. Der Verlag behält sich vor, Anzeigenaufträge – auch einzelne
Abrufe im Rahmen eines Abschlusses – wegen des Inhalts, der
Herkunft oder der technischen Form nach einheitlichen, sachlich
gerechtfertigten Grundsätzen des Verlags abzulehnen, wenn
deren Inhalt gegen Gesetze oder behördliche Bestimmungen ver-
stößt oder deren Veröffentlichung für den Verlag unzumutbar ist.
Die Ablehnung eines Auftrags wird dem Auftraggeber unverzüglich
mitgeteilt.
9. Für die rechtzeitige Lieferung des Anzeigentextes und einwand-
freier Druckunterlagen oder der Beilagen ist der Auftraggeber ver-
antwortlich. Für erkennbar ungeeignete oder beschädigte Druk-
kunterlagen fordert der Verlag unverzüglich Ersatz an. Der Verlag
gewährleistet die für den belegten Titel übliche Druckqualität im
Rahmen der durch die Druckunterlagen gegebenen Möglichkei-
ten.
10. Der Auftraggeber hat bei ganz oder teilweise unleserlichem,
unrichtigem oder bei unvollständigem Abdruck der Anzeige An-
spruch auf Zahlungsminderung oder eine einwandfreie Ersatzan-
zeige, aber nur in dem Ausmaß, in dem der Zweck der Anzeige be-
einträchtigt wurde. Lässt der Verlag eine ihm hierfür gestellte an-
gemessene Frist verstreichen oder ist die Ersatzanzeige erneut
nicht einwandfrei, so hat der Auftraggeber ein Recht auf Zah-
lungsminderung oder Rückgängigmachung des Auftrages. Scha-
densersatzansprüche aus positiver Forderungsverletzung, Ver-
schulden bei Vertragsabschluss und unerlaubter Handlung sind –
auch bei telefonischer Auftragserteilung – ausgeschlossen; Scha-
densersatzansprüche aus Unmöglichkeit der Leistung und Verzug
sind beschränkt auf Er satz des vorhersehbaren Schadens und auf
das für die betreffende Anzeige oder Beilage zu zahlende Entgelt.
Dies gilt nicht für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit des Verlegers,
seines gesetzlichen Vertreters und seines Erfüllungsgehilfen. Eine
Haftung des Verlages für Schäden wegen des Fehlens zugesicher-
ter Eigenschaften bleibt unberührt. Im kaufmännischen Ge-
schäftsverkehr haftet der Verlag darüber hinaus auch nicht für
grobe Fahrlässigkeit von Erfüllungsgehilfen; in den übrigen
Fällen ist gegenüber Kaufleuten die Haftung für grobe Fahrlässig-
keit dem Umfang nach auf den voraussehbaren Schaden bis zur
Höhe des betreffenden Anzeigenentgelts beschränkt. Reklamatio-
nen müssen – außer bei nicht offensichtlichen Mängeln – inner-
halb von vier Wochen nach Eingang von Rechnung und Beleg gel-
tend gemacht werden.
11. Probeabzüge werden nur auf ausdrücklichen Wunsch geliefert.
Der Auftraggeber trägt die Verantwortung für die Richtigkeit der
zurückgesandten Probeabzüge. Der Verlag berücksichtigt alle
Fehlerkorrekturen, die ihm innerhalb der bei der Übersendung des
Probeabzugs gesetzten Frist mitgeteilt werden.
12. Sind keine besonderen Größenvorschriften gegeben, so wird
die nach Art der Anzeige übliche, tatsächliche Abdruckhöhe der
Berechnung zugrunde gelegt.
13. Falls der Auftraggeber nicht Vorauszahlung leistet, wird die
Rechnung sofort, möglichst aber 14 Tage nach Veröffentlichung
der Anzeige, übersandt. Die Rechnung ist innerhalb der aus der
Preisliste ersichtlichen, vom Empfang der Rechnung an laufenden
Frist zu bezahlen, sofern nicht im einzelnen Fall eine andere Zah-
lungsfrist oder Vorauszahlung vereinbart ist. Etwaige Nachlässe
für vorzeitige Zahlung werden nach der Preisliste gewährt. Gemäß
den Regelungen zum SEPA-Lastschriftverfahren ist der Kunde vor

Ausführung der Lastschrift vorab über den Zeitpunkt der Bela-
stung des Kontos zu informieren. Der Verlag informiert den
Kunden mindestens 1 Werktag vor Belastung des Kontos. Die Vor-
abinformation an den Kunden erfolgt über die Rechnung.
14. Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Zinsen sowie die
Einziehungskosten berechnet. Der Verlag kann bei Zahlungsverzug
die weiteren Ausführungen des laufenden Auftrages bis zur Be-
zahlung zurückstellen und für die restlichen Anzeigen Vorauszah-
lung verlangen. Bei Vorliegen begründeter Zweifel an der Zah-
lungsfähigkeit des Auftraggebers ist der Verlag berechtigt, auch
während der Laufzeit eines Anzeigenabschlusses das Erscheinen
weiterer Anzeigen ohne Rücksicht auf ein ursprünglich vereinbar-
tes Zahlungsziel von der Vorauszahlung des Betrages und von
dem Ausgleich offen stehender Rechnungsbeträge abhängig zu
machen.
15. Der Verlag liefert mit der Rechnung auf Wunsch einen Anzei-
genbeleg. Je nach Art und Umfang des Anzeigenauftrages werden
Anzeigenausschnitte, Belegseiten oder vollständige Belegnum-
mern geliefert. Kann ein Beleg nicht mehr beschafft werden, so
tritt an seine Stelle eine rechtsverbindliche Bescheinigung des
Verlages über die Veröffentlichung und Verbreitung der Anzeige.
16. Kosten für die Anfertigung bestellter Druck unterlagen sowie
für vom Auftraggeber gewünschte oder zu vertretende erhebliche
Änderungen ursprünglich vereinbarter Ausführungen hat der Auf-
traggeber zu tragen.
17. Aus einer Auflagenminderung kann bei einem Abschluss über
mehrere Anzeigen ein Anspruch auf Preisminderung hergeleitet
werden, wenn im Gesamtdurchschnitt des mit der ersten Anzeige
beginnenden Insertionsjahres die in der Preisliste oder auf andere
Weise genannte durchschnittliche Auflage oder – wenn eine Auf-
lage nicht genannt ist – bei Fachzeitschriften gegebenenfalls die
durchschnittlich tatsächlich verbreitete Auflage des vergangenen
Kalenderjahres unterschritten wird. Eine Auflagenminderung ist
nur dann ein zur Preisminderung berechtigender Mangel, wenn
sie mehr als 20 v. H. einer Auflage beträgt. Darüber hinaus sind
bei Abschlüssen Preisminderungsansprüche ausgeschlossen,
wenn der Verlag dem Auftraggeber von dem Absinken der Auflage
so rechtzeitig Kenntnis gegeben hat, dass dieser vor Erscheinen
der Anzeige vom Vertrag zurücktreten konnte.
18. Bei Chiffreanzeigen wendet der Verlag für die Verwahrung und
rechtzeitige Weitergabe der Angebote die Sorgfalt eines ordent-
lichen Kaufmanns an. Einschreibebriefe und Eilbriefe auf Chiffre-
anzeigen werden nur auf dem normalen Postweg Chiffreanzeigen
werden vier Wochen aufbewahrt. Zuschriften, die in dieser Frist
nicht abgeholt sind, werden vernichtet. Wertvolle Unterlagen sen-
det der Verlag zurück, ohne dazu verpflichtet zu sein. Dem Verlag
kann einzelvertraglich als Vertreter das Recht eingeräumt werden,
die eingehenden Angebote anstelle und im erklärten Interesse des
Auftraggebers zu öffnen. Briefe, die das zulässige Format DIN A4
(Gewicht bis 50 g) überschreiten, sowie Waren, Bücher-, Katalog-
sendungen und Päckchen sind von der Weiterleitung ausge-
schlossen und werden nicht entgegengenommen. Eine Entgegen-
nahme und Weiterleitung kann jedoch ausnahmsweise für den
Fall vereinbart werden, dass der Auftraggeber die dabei entste-
henden Gebühren/Kosten übernimmt.
19. Druckunterlagen werden nur auf besondere Anforderung an
den Auftraggeber zurückgesandt. Die Pflicht zur Aufbewahrung
endet drei Monate nach Ablauf des Auftrages.
20. Erfüllungsort ist der Sitz des Verlages. Im Geschäftsverkehr
mit Kaufleuten, juristischen Personen des öffentlichen Rechts
oder bei öffentlich-rechtlichen Sondervermögen ist bei Klagen Ge-
richtsstand der Sitz des Verlages. Soweit die Ansprüche des Verla-
ges nicht im Mahnverfahren geltend gemacht werden, bestimmt
sich der Gerichtsstand bei Nicht-Kaufleuten nach deren Wohnsitz.
Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Auftraggebers,
auch bei Nicht-Kaufleuten, zum Zeitpunkt der Klageerhebung un-
bekannt oder hat der Auftraggeber nach Vertragsschluss seinen
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich
des Gesetzes verlegt, ist als Gerichtsstand der Sitz des Verlages
vereinbart

Zusätzl. Geschäftsbedingungen des Verlags
a) Bei Änderungen der Anzeigenpreise treten die neuen Bedingun-
gen auch bei laufenden Aufträgen und Festabschlüssen sofort in
Kraft. Dies gilt nicht für Nicht-Kaufleute.
b) Der Werbungtreibende hat rückwirkend Anspruch auf den
seiner tatsächlichen Abnahme von Anzeigen innerhalb von Jah-
resfrist entsprechenden Nachlass, wenn er zu Beginn der Frist ei-
nen Auftrag abgeschlossen hat, der aufgrund der Preisliste zu ei-
nem Nachlass von vornherein berechtigt. Der Verlag behält sich
vor, bei Großabschlüssen Sonderkonditionen nach einheitlichen
Richtlinien zu gewähren.
c) Der Verlag wendet bei Entgegennahme und Prüfung der Anzeig-
entexte die geschäftsübliche Sorgfalt an, haftet aber nicht, wenn
er von den Auftraggebern irregeführt oder getäuscht worden ist.
d) Bei fernmündlich aufgegebenen Anzeigen bzw. bei fernmünd-
lich veranlassten Änderungen sowie für Fehler infolge undeut-
licher Niederschrift, verstümmelter Texte durch Faxübermittlungen
usw. übernimmt der Verlag keine Haftung für die Richtigkeit der
Wiedergabe.
e) Im Falle höherer Gewalt, auch bei Streiks, Betriebsstörungen,
Stromausfall usw. erlischt jede Verpflichtung auf Erfüllung von
Aufträgen und Leistung von Schadensersatz. Insbesondere wird
auch kein Schadensersatz für nicht veröffentlichte oder nicht
rechtzeitig veröffentlichte Anzeigen erstattet.

f) Bei Ausfall, Vergleich oder Konkurs einer Werbeagentur haftet
der Auftraggeber für die bestellten Anzeigen.
g) Die Werbungsmittler und Werbeagenturen sind verpflichtet,
sich in ihren Angeboten, Verträgen und Abrechnungen mit den
Werbungstreibenden an die Preisliste des Verlages zu halten. Die
vom Verlag gewährte Mittlungsvergütung darf vom Mittler an sei-
nen Auftraggeber weder ganz noch teilweise weitergegeben wer-
den. Provisionen für gewerbsmäßige Vermittler werden nur dann
vergütet, wenn alle erforderlichen Arbeiten vom Mittler allein
übernommen werden. Zusätzlich müssen vom Mittler die Unterla-
gen digital per Datenleitung oder auf Datenträger angeliefert
werden. Weicht der Mittler oder sein Kunde (Inserent) auch nur in
Einzelfällen ab, entfällt für solche Direktpositionen der Provi-
sionsanspruch des Mittlers. Weitere Voraussetzungen für die Ver-
gütung von Provisionen sind, dass kein noch nicht erfüllter Di-
rektabschluss eines Vertreters vorliegt. Anzeigen und Beilagen
aus dem Ortsgeschäft werden über Werbungsmittler angenommen
und zum Grundpreis abgerechnet und verprovisioniert. Anzeigen
zu ermäßigten Grundpreisen (abweichende Preise) werden nicht
provisioniert. D.h., Werbemittler im Ortsgeschäft erhalten keine
Provision auf den ermäßigten Grundpreis.
h) Sind etwaige Mängel bei den vom Auftraggeber zur Verfügung
gestellten Druckunterlagen nicht sofort erkennbar, sondern wer-
den dieselben erst beim Druckvorgang deutlich, so hat der Wer-
bungtreibende bei ungenügendem Abdruck keine Ansprüche. Das
Gleiche gilt bei fehlerhaften Wiederholungsanzeigen, wenn der
Werbungtreibende nicht vor Drucklegung der nächstfolgenden
Anzeige auf den Fehler hinweist. Der Vergütungsanspruch des
Verlages bleibt unberührt. Fehlende oder fehlerhaft gedruckte
Kontrollangaben ergeben keinen Anspruch für den Auftraggeber,
sofern nichts Abweichendes vereinbart ist.
i) Bei Rubrikanzeigen behält sich der Verlag die Wahl der Schrift,
der Satzanordnung, der Umrandung und der Platzierung vor.
j) Bei Chiffreanzeigen wahrt der Verlag grundsätzlich das Chiffre-
geheimnis, es sei denn, dass dazu befugte Behörden Auskunft
verlangen. Schadensersatzansprüche wegen Verletzung des Chiff-
regeheimnisses, wegen Verlustes oder verzögerter Übersendung
von Zuschriften auf Chiffreanzeigen sind ausgeschlossen. Der
Verlag kann darüber hinaus mit dem Auftraggeber die Möglichkeit
der Selbstabholung oder der gebührenpflichtigen Zusendung ver-
einbaren. Der Verlag ist nicht verpflichtet, im Chiffredienst Zu-
schriften/Werbesendungen von Computer-Servicediensten, Ma-
klern, Chiffre-Servicediensten und gewerblichen Schreibbüros
weiterzuleiten.
k) Der Ausschluss von Mitbewerbern ist grundsätzlich nicht mög-
lich. 
l) Inkassoberechtigung haben nur die mit Ausweisen und nume-
rierten Quittungen versehenen Vertreter des Verlages.
m) In den Kombinationspreisen sind Millimeter-Differenzen, die
durch die verschiedenen Herstellungsverfahren entstehen, bereits
berücksichtigt.
n) Anzeigen von Handel, Handwerk und Gewerbe, von Vereinen
und Parteien sowie amtliche Bekanntmachungen werden, wenn
sie über Agenturen disponiert werden, zum Grundpreis abgerech-
net. Das Gleiche gilt für Anzeigen von Firmen, deren Hauptsitz
außerhalb des Verbreitungsgebietes liegt, die aber Niederlassun-
gen, Betriebsstätten, Verkaufsstellen oder Filialen im Verbrei-
tungsgebiet betreiben. o) Abbestellungen müssen schriftlich er-
folgen. Bei Abbestellung einer Anzeige berechnet der Verlag die
bis zur Abbestellung entstandenen Satz- und Verwaltungskosten.
p) Druckunterlagen sind frei Haus anzuliefern.
q) Bei allen Aufträgen haftet der Auftraggeber für Weiterungen
und Schädigungen die sich für den Verlag, insbesondere aufgrund
presserechtlicher Vorschriften, aus dem Inhalt der Anzeige erge-
ben können. Durch Erteilung eines Anzeigenauftrages verpflichtet
sich der Inserent, die Kosten der Veröffentlichung einer Gegendar-
stellung, die sich auf Behauptungen der veröffentlichten Anzeige
bezieht, zu tragen, und zwar nach Maßgabe des jeweils gültigen
Anzeigentarifs. Erscheinen abbestellte Anzeigen, so stehen auch
dem Auftraggeber daraus keinerlei Ansprüche gegen den Verlag
zu.
r) Die Vertragsdaten jedes Auftraggebers werden in einer EDV-An-
lage verarbeitet und aufgrund der gesetzlichen Aufbewahrungs-
fristen auch über den Zeitpunkt der Vertragserfüllung hinaus ge-
speichert.
s) Mit Erteilung des Anzeigenauftrages erkennt der Auftraggeber
die Preisliste, die Allgemeinen und Zusätzlichen Geschäftsbedin-
gungen des Verlages an. Weichen Auftrag oder die ihm vom Auf-
traggeber zugrunde gelegten Bedingungen von den Allgemeinen
oder Zusätzlichen Geschäftsbedingungen des Verlages ab, so
gelten die Bedingungen des Verlages, wenn nicht der Auftraggeber
binnen sechs Tagen seit Auftragsbestätigung durch den Verlag in
Textform widerspricht.
21. Die Europäische Kommission hat eine Plattform zur Online-
Streitbeilegung eingerichtet. Diese erreichen Sie unter:
http://ec.europa.eu/consumers/odr/. Verbraucher können die
Plattform für die Beilegung ihrer Streitigkeiten nutzen.
Zum 01.02.2017 traten die Bestimmungen des §§ 36 und 37 des
Gesetzes über die allgemeine Streitbeilegung in Verbrauchersa-
chen (Verbraucherstreitbeteiligungsgesetz-VSBG) in Kraft. Vor
diesem Hintergrund weisen wir entsprechend der Bestimmung
des § 36 VSBG) darauf hin, dass wir zur Teilnahme an einem
Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle
weder bereit noch verpflichtet sind.


